
Hinweis und Bestätigungserklärung  

Das Regierungspräsidium Darmstadt nimmt für die Regionalversammlung 

Südhessen im gesetzlichen Auftrag Aufgaben der Geschäftsstelle in den 

gesetzlichen vorgesehenen Verfahren der Regionalplanung wahr (§§ 12 Abs. 2 Nr. 

1, 6 Abs. 1 Satz 2 HPLG). Die in Regionalplanungsverfahren eingereichten 

Unterlagen sind notwendige Grundlage für eigene Stellungnahmen und zu 

erstellende Dokumente durch das Regierungspräsidium Darmstadt. Die 

gesetzlichen Aufgaben umfassen zudem eine mögliche Weiterleitung von 

erhaltenen Unterlagen oder der auf deren Grundlage erstellten Dokumente an 

andere Stellen (vgl. § 6 Abs. 2 HLPG), die öffentliche Auslage solcher Unterlagen 

oder Dokumente (vgl. § 6 Abs. 3 HPLG) oder deren Veröffentlichung auf der 

Homepage des Regierungspräsidiums Darmstadt (§ 21 Abs. 4 S. 1 der 

Geschäftsordnung der Regionalversammlung Südhessen i. V. m. § 15 Abs. 5 Satz 1 

HLPG; § 6 Abs. 3 S. 2 HLPG).  

Daneben bestehen Zuständigkeiten in Verfahren nach dem Raumordnungsgesetz 

(ROG) (z.B. § 12 Abs. 2 Nr. 3 HLPG i. V. m. §§ 12, 15 ROG). Auch insofern kann eine 

Weitergabe, Auslegung und Veröffentlichung im Internet von eingereichten 

Unterlagen erforderlich sein (z.B. § 15 Abs. 3 ROG).  

Es wird darauf hingewiesen, dass eingereichte Unterlagen für die vorgesehenen 

Zwecke nur verwendet werden können, wenn die erforderlichen geistigen 

Eigentumsrechte vorliegen und das Regierungspräsidium Darmstadt von den 

einreichenden Personen oder Stellen zur entsprechenden Verwendung ermächtigt 

wird. Dies betrifft insbesondere Urheberrechte an verwendeten Bildern oder 

Fotografien.  

Für den Fall, dass die erforderlichen Nutzungsrechte nicht vorliegen und Dritten aus 

diesem Grund Ansprüche gegen das Regierungspräsidium Darmstadt/das Land 

Hessen zustehen und geltend gemacht werden, insbesondere Ansprüche nach §§ 

97 ff UrhG, wird das Regierungspräsidium Darmstadt/das Land Hessen bei den 

einreichenden Personen oder Stellen Regress nehmen.  

Für die Unterlagen zum Abweichungsantrag der Stadt/Gemeinde                                  vom 

……………………wird das Vorliegen der erforderlichen Rechte und die Gestattung 

der dargestellten Verwendung durch das Regierungspräsidium Darmstadt 

bestätigt:  

 

 

_____________________________________________________  

[Ort, Datum, Unterschrift einreichende Person oder Stelle] 


